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bildet, in dem die Arbeiterklasse von Anfang an die Rolle des Hegemons zu übernehmen 
hatte.

Gleichzeitig wurden in der CDUD und der LDPD die Kräfte ausgeschaltet, die sich 
der Vorherrschaft der SED widersetzten. Unbequeme Parteivorsitzende und die Inhaber 
anderer Parteiämter wurden mit Hilfe der Besatzungsmacht unter oft fadenscheinigen 
Vorwänden ihres Amtes enthoben und durch gefügige Personen ersetzt. Anläßlich der 
Auseinandersetzungen über das Ausmaß und die Art der Durchführung der Bodenreform 
wurden die Parteivorsitzenden der CDUD Andreas Hermes und Walter Schreiber Ende 
1945 abgesetzt. Das zweite Mal verlor die CDUD ihre Führungsspitze, als die SMAD Ja­
kob Kaiser und Ernst Lemmer die Ausübung ihres Amtes als Parteivorsitzende untersag­
te, weil sie sich nicht am Deutschen Volkskongreß (s.u.) beteiligen wollten. Auch die 
LDPD wurde von ähnlichen Führungskrisen nicht verschont.

Das Ensemble der Parteien wurde am 16. 6. 1948 durch die Zulassung der National-De­
mokratischen Partei Deutschlands (NDPD) und der Demokratischen Bauern-Partei 
Deutschlands (DBD) erweitert. Beide Parteien sind Tochtergründungen der SED.

Der 1945 gegründete FDGB geriet mehr und mehr unter den Einfluß der SED und er­
hielt so den Charakter einer »Massenorganisation« im marxistisch-leninistischen Sinne. 
Als weitere Massenorganisationen wurden zugelassen: der Kulturbund zur demokrati­
schen Erneuerung Deutschlands (KB), heute Kulturbund der DDR genannt, die Freie 
Deutsche Jugend (FDJ), der Demokratische Frauenbund Deutschlands (DFD), die Ver­
einigung der gegenseitigen Bauernhilfe (VdgB), die Gesellschaft zum Studium der Kultur 
der Sowjetunion, später in Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft umbenannt 
(DSF).

31 3. Erste Wahlen und Landesverfassungen. Nachdem das Mehrparteien-System unter
Führung der SED sich einigermaßen konsolidiert hatte und die entscheidenden Schritte 
zur Umwandlung der Eigentumsverhältnisse gemacht worden waren, wurden von der 
SMAD im Herbst 1946 die ersten Wahlen ausgeschrieben28. Gemeindewahlen fanden im 
Lande Sachsen am 1. 9. 1946, im Lande Thüringen und in der Provinz Sachsen-Anhalt am
8. 9- 1946, im Lande Mecklenburg und in der Provinz Brandenburg am 15. 9- 1946 statt. 
In der gesamten SBZ wurden Wahlen zu den Landtagen und Kreistagen am 20. 10. 1946 
abgehalten.

Die Wahlen wurden nach dem Verhältniswahlrecht abgehalten. Allen »zugelassenen« 
Parteien und »antifaschistisch-demokratischen Organisationen« war das Recht gegeben, 
Wahlvorschläge einzureichen. Für die Beteiligung an den Gemeindewahlen war indessen 
nicht die allgemeine Zulassung für das gesamte Besatzungsgebiet maßgebend, sondern 
nur die örtliche. In vielen Gemeinden war indessen nur die SED zugelassen, weil die Regi­
strierung von Ortsgruppen der CDUD und LDPD noch nicht erfolgt war. Diese Parteien 
konnten deshalb oft keine Wahlvorschläge einreichen. Außerdem wurde die SED im 
Wahlkampf von der Besatzungsmacht dadurch begünstigt, daß ihr wesentlich mehr Pa-

28 Wahlordnung für die Gemeindewahlen in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 
(VOB1. der Provinzialverwaltung Mark Brandenburg 1946, S. 180); Wahlordnung für die Land­
tags- und Kreistagswahlen in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands (VOB1. Mark 
Brandenburg, S. 323).
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